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17. Fischer, Peter, An den Obstgärten 17, 35410 Hungen 
 
Beschlussempfehlungen 
Zu A 1 bis A 11.: Die Bedenken werden zurückgewiesen (vgl. Musterstellungnahme). 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 1.: Die Bedenken werden zurückgewiesen. 
Die Lage des Gebiets ergibt sich aus den besonderen Anforderungen an einen großflächi-
gen Logistikbetrieb vor allem hinsichtlich Topographie, Flächenbedarf, Immissionsschutz 
und Verkehrsanbindung. Der Umweltbericht setzt sich ausführlich mit den Eingriffswirkun-
gen auf das Landschaftsbild auseinander und kommt zu schlüssigen Aussagen, die das 
Vorhaben sehr wohl als erheblichen Eingriff klassifizieren. Die Annahme der Verträglichkeit 
wird durch die geringe Sensibilität im Nahbereich des Plangebiets begründet. Gerade die 
Zunahme an Störungen im Offenland bei Wölfersheim hat bereits dazu geführt, dass die 
Landschaft im Umfeld der A 45 erheblich an Reiz und Erholungseignung verloren hat. 
 
Die Beanspruchung wertvoller Böden durch das Vorhaben ist unstrittig, bei Planungen in 
der fruchtbaren Wetterau aber letztlich unvermeidbar, will man die für den Naturschutz 
wertvollen Mager- und Feuchtstandorte sowie die Überschwemmungsgebiete von Bebau-
ung freihalten. Ein völliger Verzicht auf Baumaßnahmen und somit auch auf gewerbliche 
Großvorhaben würde die wirtschaftliche Lebensfähigkeit der Kommunen in der Region aber 
nachhaltig in Frage stellen und kann nicht Ziel der Raumplanung sein. 
 
 
Zu 2.: Die Bedenken werden zurückgewiesen. 
Zum Thema Verkehr liegt ein Verkehrsgutachten vor (T+T Verkehrsmanagement Dreieich), 
demzufolge die erforderlichen Baumaßnahmen im öffentlichen Straßennetz eine ausrei-
chende Leistungsfähigkeit gewährleisten. Ergänzend wurde für die parallel zum Bauleit-
planverfahren laufende Abstimmung mit HessenMobil eine Simulation der Verkehrsströme 
sowie eine 24-h-Zählung erstellt, die das o.g. Ergebnis stützen. 
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Zusätzlicher Verkehr entsteht ausschließlich durch die Beschäftigten (PKW-Fahrten) sowie 
durch den Lieferverkehr (LKW-Fahrten). Einerseits kommt es durch den neuen Lo-
gistikstandort zu einem höheren Verkehrsaufkommen, andererseits wirkt der Wegfall des 
REWE-Verkehrs zwischen Rosbach und Hungen der Erhöhung entgegen. Die durch den 
Logistikstandort zusätzlich entstehende Verkehrsbelastung wurde anhand konkreter Infor-
mationen zu Mitarbeitern und Lieferverkehr sowohl des geplanten, als auch der beiden 
bestehenden Standorte in Rosbach und Hungen prognostiziert. Eine weitere oder auch 
anderweitige Entwicklung des neuen Standortes wurde mit einem Aufschlag auf die aktuel-
len Ansätze ebenfalls berücksichtigt. 
 
Aus der schalltechnischen Untersuchung (Planungsbüro für Lärmschutz Altenberge) zum 
Bauleitplanverfahren geht hervor, dass durch den planbedingten Zusatzverkehr keine zu-
sätzlichen Lärmbelastungen für umliegende Schutzbereiche hervorgehen. Eine spürbare 
Erhöhung der aktuellen Lärmsituation liegt erst ab einer Erhöhung von mindestens 3 dB (A) 
vor. Die Überprüfung der zu erwartenden Lärmbelastungen, auch für den Einwirkungsbe-
reich des öffentlichen Verkehrsnetzes hinsichtlich der Wirkung des planbedingten Neuver-
kehrs, liefert keine spürbare Erhöhung der Lärmbelastungen. Dies gilt sowohl für den direkt 
an der K181 angrenzenden Römerhof, als auch für den Ortsteil Geisenheim. 
 
Um die Höhe der zusätzlichen Schadstoffbelastungen durch das neue Logistikzentrum zu 
ermitteln wurde ein Luftschadstoffgutachten erstellt (Ingenieurbüro Lohmeyer). Dieses Gut-
achten legt ausführlich dar, dass aus den berechneten verkehrsbedingten Luftschadstoff-
konzentrationen für den Planfall eines entwickelten Logistikzentrums mit entsprechendem 
Kfz-Verkehr im Bebauungsplangebiet „Logistikpark Wölfersheim A 45“ und auf den zufüh-
renden Straßen zwar Zunahmen der Luftschadstoffkonzentrationen zu erwarten sind, je-
doch führen diese zu keinen wesentlichen Konflikten mit den Grenzwerten der 39. BImSchV 
zum Schutz der menschlichen Gesundheit. 
 
Zu 3.: Die Bedenken werden zurückgewiesen. 
Art. 26c der Hessischen Verfassung lautet: „Der Staat, die Gemeinden und Gemeindever-
bände berücksichtigen bei ihrem Handeln das Prinzip der Nachhaltigkeit, um die Interessen 
künftiger Generationen zu wahren.“ Es handelt sich hierbei um ein Staatsziel, das im kon-
kreten Einzelfall mit anderen, ggf. auch in Konflikt stehenden Staatszielen und nachgeord-
neten Rechtsnormen abzuwägen ist, zum Beispiel mit Art. 26d, der die Förderung der  
Infrastruktur als Staatsziel definiert. Welchem Ziel jeweils der Vorrang einzuräumen ist, 
obliegt außerhalb der Bauleitplanung der politischen Entscheidung. Im Rahmen der Bauleit-
planung hingegen ist die Frage nach dem Vorrang Teil der Abwägung und steht der rechtli-
chen Klärung offen. Ein Verstoß gegen die Verfassung ist damit nicht verbunden. 
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18. Frank, Norbert, Brückenstraße 11, 61200 Wölfersheim (09.05.2019) 
 
Beschlussempfehlungen 
Zu A 1 bis A 11.: Die Bedenken werden zurückgewiesen (vgl. Musterstellungnahme). 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 1.: Die Bedenken werden zurückgewiesen. 
Die Gemeindevertreterinnen und Gemeindevertreter des Wölfersheimer Gemeindeparla-
ments versichern in einem Infoschreiben, dass sie ihre Aufgaben in der Gemeindevertre-
tung sehr ernst nehmen. Alle Entscheidungen werden ausschließlich nach bestem Wissen 
und Gewissen zum Wohl der Wölfersheimer Bürgerinnen und Bürger gefällt. Der Unterstel-
lung, dass die Abgeordneten des Gemeindeparlaments nicht ausreichend informiert wären 
und vorschnell eine falsche Entscheidung getroffen hätten, wird in aller Deutlichkeit wider-
sprochen.  
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19. Franke, Elke, Brückenstraße 11, 61200 Wölfersheim (09.05.2019) 
 
Beschlussempfehlungen 
Zu A 1 bis A 11.: Die Bedenken werden zurückgewiesen (vgl. Musterstellungnahme). 
 
 
 
 
 
 
Zu 1.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
Zu 2.: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen, die Einschätzung wird nicht 
geteilt. 
Damit der Bebauungsplan als aus dem Regionalplan Südhessen/Regionaler Flächennut-
zungsplan 2010 (RPS/RegFNP 2010) entwickelt angesehen werden kann, wurde ein Reg-
FNP Änderungsverfahren durchgeführt (2. Änderung des RegFNP für die Gemeinde Wöl-
fersheim). Der abschließende Beschluss wurde am 10.04.2019 in der Verbandskammer 
gefasst. Die Genehmigung erfolgt voraussichtlich im Sommer 2019. Zuvor war die Durch-
führung eines Abweichungsverfahrens von den regionalplanerischen Zielen des 
RPS/RegFNP 2010 notwendig, welches im Jahr 2017 erfolgte. 
 
Soweit die Rechtsauffassung vertreten wird, bei einer Angebotsplanung sei stets auf die im 
Rahmen der Festsetzungen mögliche maximale Auslastung zu Grunde zu legen, ist dies 
nicht zutreffend, siehe BVerwG Beschluss vom 13.12.2018 - 4 BN 41.18 -. Danach kann 
auch ein konkret umrissenes Vorhaben für Begutachtungen zu Grunde gelegt werden, zu-
mal dieses konkrete Vorhaben die höchste Auslastung des darstellt. 
 
Bei sämtlichen Verfahren wurde entsprechend der gesetzlichen Vorgaben die Öffentlichkeit 
beteiligt. Im hiermit vorliegenden Bauleitplanverfahren wurden neben der frühzeitigen und 
der formalen Öffentlichkeitsbeteiligung sogar noch eine Bürgerinformationsveranstaltung 
und eine 3. Offenlage durchgeführt im Rahmen derer ergänzende sich auch aus den Stel-
lungnahmen ergebende Informationen offen gelegt wurden. Die Möglichkeit sich einzubrin-
gen war insofern groß und wurde auch genutzt, wie die Zahlen der vorgetragenen Stellung-
nahmen veranschaulichen. 
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20. Frischholz, Iris, Limesring 28, 61209 Echzell (06.05.2019) 
 
Beschlussempfehlungen 
Zu A 1 bis A 11.: Die Bedenken werden zurückgewiesen (vgl. Musterstellungnahme). 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 1.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
Die Anmerkung bietet keine Anhaltspunkte zur Berücksichtigung konkreter Informationen 
oder Hinweise, die eine Änderung der bisherigen Planung erforderlich machen. 
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21. Geiger, Anette, Ulmenstraße 11, 61203 Reichelsheim (13.05.2019) 
 
Beschlussempfehlungen 
Zu A 1 bis A 11.: Die Bedenken werden zurückgewiesen (vgl. Musterstellungnahme). 
 
 
Zu 1.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
Zu 1.: Die Ausführungen werden zur Kenntnis genommen. 
Auf allen Ebenen ist die Erarbeitung tragfähiger Konzepte notwendig, die eine Anpassung 
an den Klimawandel beinhalten. Diese können jedoch nicht im Rahmen des vorliegenden 
Aufstellungsverfahrens erstellt werden. 
Die ergänzenden Einwendungen betreffen die allgemeine Umweltpolitik und bieten keine 
darüber hinausgehenden konkreten Informationen oder Hinweise, die bei der Abwägung der 
Belange zu berücksichtigen sind. 
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22. Gießler, Frank, ………..l (13.05.2019) 
 
Beschlussempfehlungen 
Zu A 1 bis A 11.: Die Bedenken werden zurückgewiesen (vgl. Musterstellungnahme). 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 1.: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
Bei sämtlichen Verfahren wurde entsprechend der gesetzlichen Vorgaben die Öffentlichkeit 
beteiligt. Im hiermit vorliegenden Bauleitplanverfahren wurden neben der frühzeitigen und 
der formalen Öffentlichkeitsbeteiligung sogar noch eine Bürgerinformationsveranstaltung 
und eine 3. Offenlage durchgeführt im Rahmen derer ergänzende sich auch aus den Stel-
lungnahmen ergebende Informationen offen gelegt wurden. Die Möglichkeit sich einzubrin-
gen war insofern groß und wurde auch genutzt, wie die Zahlen der vorgetragenen Stellung-
nahmen veranschaulichen. 
 
 
 
 
Zu 2.: Die Bedenken werden zurückgewiesen. 
Zum Thema Verkehr liegt ein Verkehrsgutachten vor (T+T Verkehrsmanagement Dreieich), 
demzufolge die erforderlichen Baumaßnahmen im öffentlichen Straßennetz eine ausrei-
chende Leistungsfähigkeit gewährleisten. Ergänzend wurde für die parallel zum Bauleit-
planverfahren laufende Abstimmung mit HessenMobil eine Simulation der Verkehrsströme 
sowie eine 24-h-Zählung erstellt, die das o.g. Ergebnis stützen. 
 
Von Seiten der Verkehrsbehörde Hessen Mobil und dem Wetteraukreis wurden zu dem 
Aufstellungsverfahren keine Hinweise gegeben, die der Planung entgegenstehen. Hessen 
Mobil macht jedoch deutlich, dass mit Inbetriebnahme der baulichen Anlagen alle erschlie-
ßungsbedingten Aus-/Umbaumaßnahmen baulich umgesetzt und für den öffentlichen Ver-
kehr freigegeben sein müssen. Diese Auflagen sind im Rahmen des Bebauungsplans dar-
gelegt. 
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6. 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
Zu 3.: Die Bedenken werden zurückgewiesen. 
Die Belange des Immissionsschutzes wurden bereits in der Mustereinwendung des BUND, 
der sich der Stellungnehmer anschließt, aufgeführt. Die Abwägung und Behandlung der 
vorgebrachten Argumente kann der Beantwortung der BUND-Mustereinwendung entnom-
men werden. 
 
 
 
Zu 4.: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
Sie betreffen jedoch nicht die Ebene der verbindlichen Bauleitplanung.  
 
 
 
 
 
 
 
Zu 5.: Die Ausführungen werden zur Kenntnis genommen. 
vgl. die Ausführungen zu Ziffer 11 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 6.: Die Ausführungen werden zur Kenntnis genommen. 
Die Ausführungen bieten keinen konkreten Informationen oder Hinweise, die bei der Abwä-
gung der Belange zu berücksichtigen sind. 
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Zu 7.: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
Die Ausführungen bieten keinen konkreten Informationen oder Hinweise, die bei der Abwä-
gung der Belange zu berücksichtigen sind. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 8.: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
Steuereinnahmen unterliegen dem Steuergeheimnis. Zudem ist die Ebene der verbindlichen 
Bauleitplanung hiervon nicht betroffen. 
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Zu 9.: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
Der Belang der Abwassersituation wurde bereits in der Mustereinwendung des BUND, der 
sich der Stellungnehmer anschließt, aufgeführt. Die Abwägung und Behandlung der vorge-
brachten Argumente kann der Beantwortung der BUND-Mustereinwendung entnommen 
werden.  
Ergänzend sei angemerkt, dass das Plangebiet auch heute schon über ein Grabensystem 
in die Horloff entwässert wird. Änderungen ergeben sich nur dadurch, dass das Regenwas-
ser nicht mehr von den (im Winter weitgehend vegetationsfreien) Ackerböden abfließt, son-
dern zwischengespeichert und mit einem behördlich vorgegebenen Drosselabfluss abge-
führt wird. Zwar vermindert sich hierbei der Anteil des Regenwassers, der vor Eintritt in die 
Horloff im Boden versickert. Dem steht aber die Drosselung des bislang ungehinderten (bei 
Starkregen fast versickerungs-freie!) Abflusses von den Ackerböden entgegen, die aktuell 
eine mindestens ebenso große Belastung der Vorflut bewirkt. 
Im Rahmen der Bauleitplanung sind Informationen über Umwelteigenschaften in dem Maße, 
aber auch nur in dem Maße zu erheben, wie sie für die Beurteilung der Planung erforderlich 
sind. Einer dezidierten Untersuchung der tieferen Schichten der Auffüllböden im Südosten 
bedarf es schon deshalb nicht, weil das Vorhaben keine erheblichen umweltrelevanten 
Gefährdungen für Boden und Trinkwasser erwarten lässt. Eine solche wäre z.B. bei einer 
Abfalldeponie oder beim Abbau oberflächennaher Lagerstätten denkbar und der Untergrund 
deshalb einer näheren Untersuchung zu unterziehen. Nicht aber bei einem Logistikbetrieb 
mit befestigten Hofflächen und Fahrgassen. 
 
Die weiteren Einwendungen bieten keine darüber hinausgehenden konkrete Informationen 
oder Hinweise, die bei der Abwägung der Belange zu berücksichtigen sind. 
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Zu 10.: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
Der Belang der Immissionsschutzes wurde bereits in der Mustereinwendung des BUND, der 
sich der Stellungnehmer anschließt, aufgeführt. Die Abwägung und Behandlung der vorge-
brachten Argumente kann der Beantwortung der BUND-Mustereinwendung entnommen 
werden. Die ergänzende Einwendung bieten keine darüber hinausgehenden konkrete In-
formationen oder Hinweise, die bei der Abwägung der Belange zu berücksichtigen sind. 
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Zu 11.: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
Parallel zum Aufstellungsverfahren des Bebauungsplans hat die Gemeinde Wölfersheim 
eine schalltechnische Untersuchung, eine Verkehrsuntersuchung sowie eine Verkehrssimu-
lation, Bodengutachten, eine archäologisch-geophysikalische Prospektion, eine Natura 
2000-Verträglichkeitsprüfung, eine Artenschutzprüfung, einen Umweltbericht mit integrierter 
Landschaftsbildanalyse ein Gutachten zur Lufthygiene und eine Zusatzbewertung Land-
schaftsbild eingeholt. sowie zur Vervollständigung des Abwägungsmaterials eine gutachter-
liche Stellungnahme zur Frage der Lichtimmissionen erarbeitet. 
 
Die Gemeinde ist sich der mit dem Vorhaben verbundenen Auswirkungen, die sich insbe-
sondere aus den eingeholten Gutachten und Stellungnahmen ergeben, bewusst. Gleich-
wohl ist sie der Auffassung, dass die Vorteile des Vorhabens für die städtebauliche Entwick-
lung der Gemeinde Wölfersheim und der Region insgesamt gegenüber den negativen Aus-
wirkungen überwiegen. 
 
Aus Sicht der Gemeinde Wölfersheim wurden alle planungsrelevanten Auswirkungen im 
erforderlichen Umfang untersucht um eine sachgerechte Abwägung vornehmen zu können. 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu A 1 bis A 11.: Die Bedenken werden zurückgewiesen (vgl. Musterstellungnahme). 
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23. Gramatte, Dr. Monika, Eckgasse 15, 61200 Wölfersheim (13.05.2019) 
 
Beschlussempfehlungen 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 1.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen, die Einschätzung wird nicht 
geteilt. 
 
 
 
 
 
Zu 2.: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
Für den Standort des Logistikparks wurde eine Standortalternativenprüfung durchgeführt. 
Diese kam zu dem Ergebnis, dass nach Abwägen vieler Belange lediglich der Standort 
südlich der BAB-Anschlussstelle "Wölfersheim" geeignet ist. Da keine Brach- bzw. Konver-
sionsflächen oder Flächenpotenziale in bestehenden Gewerbegebieten zur Verfügung ste-
hen und eine Erweiterung an den beiden Standorten Hungen und Rosbach v.d.H. nicht 
möglich ist, muss zur Realisierung des Vorhabens eine Neuversiegelung stattfinden. Die 
Gemeinde wird im Rahmen des 
gesetzlichen Umlegungsverfahrens mit allen betroffenen Eigentümern und Pächtern Ge-
spräche führen und existenzbedrohende Auswirkungen auf Einzelne vermeiden. 
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Zu 3.: Die Bedenken werden zurückgewiesen. 
Die Flächeninanspruchnahme richtet sich nach dem Erfordernis und entspricht somit dem 
Gebot der Begrenzung der Bodenversiegelung auf das notwendige Maß. 
Der Umweltbericht enthält eine Eingriffs- / Ausgleichsbilanzierung. Der naturschutzrechtli-
che Ausgleich wird rechtskonform durch Abbuchung von Ökopunkten aus dem kommunalen 
Ökokonto erbracht. Maßgeblich sind hier im Übrigen die Bestimmungen des BauGB, das 
den Ausgleich auch in anderer Form als durch Festsetzungen im Bebauungsplan ausdrück-
lich zulässt. 
Es wird versichert, dass auch im weiteren Planungsprozess den Belangen der Landwirt-
schaft Rechnung getragen wird und die Situation durch geeignete Maßnahmen (Ersatz- und 
Tauschlandangebote, Entschädigungszahlungen u.a.) entschärft wird.  
Mögliche gutachterlich nachgewiesene Existenzgefährdungen werden durch Ersatz- und 
Tauschlandangebote abgewendet. 
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Zu 4.: Die Bedenken werden zurückgewiesen. 
Die Angaben sind nicht korrekt, da auf Ackerböden im Mittel nur etwa 30 % des anfallenden 
Regenwassers versickern. Die angenommen Versickerungsmenge ist deshalb erheblich 
niedriger, der Anteil der Böden im Plangebiet zur Anreicherung des Grundwassers deutlich 
überschätzt. Im Übrigen kann von einer „Entsorgung“ des Regenwassers keine Rede sein, 
wenn dieses – ähnlich wie heute – in einem versickerungs- und verdunstungsfördernden 
offenen Grabensystem durch die freie Landschaft geführt wird, bevor es gedrosselt in die 
Horloff einritt. 
Der zulässige Drosselabfluss wird von der zuständigen Wasserbehörde festgelegt und ist 
nicht Gegenstand des Bauleitplanverfahrens. Gleiches gilt für die Dimensionierung der 
Rückhalteräume. Für die angesprochenen Punkte ist ein eigenständiges wasserrechtliches 
Genehmigungsverfahren zu durchlaufen, weshalb es völlig statthaft ist, im Rahmen der 
Offenlage des Bebauungsplans noch keine detaillierten Planungen vorzulegen. So obliegt 
die Prüfung des Entwässerungskonzeptes richtigerweise der Fach- und Genehmigungsbe-
hörde und nicht den Bürgern. 
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5a. 
 
 
 
 
 
 
 
5b. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 5.: Die Bedenken werden zurückgewiesen. 
Auch dieser Einwand wurde bereits ausführlich behandelt. Zwar ist von einer verminderten 
Grundwasserneubildung im direkt betroffenen Gebiet und seines näheren Umfeldes zu 
rechnen; in keiner Weise wirkt sich dies aber auf den Wasserhaushalt der Region aus, da 
die Entwässerung weiterhin über ein Grabensystem (in gedrosselter Form) über die Horloff 
erfolgt und die Grundwasserneubildung unter den wenig durchlässigen Lössböden unter-
durchschnittlich ist (s. unten). Die gesetzlichen Bestimmungen werden durchweg eingehal-
ten. Bezüglich des Hochwasserschutzes sei auf die Ausführungen oben verwiesen. 
 
Zu 5a. Die Bedenken werden zurückgewiesen. 
Die zitierten Angaben sind korrekt und fachlich untermauert. Eine Gefährdung des Grund-
wassers bedingt zum Einen eine erhöhtes Risikopotenzial, was einem Logistikbetrieb auf 
befestigten Fahr- und Hofflächen nicht zu attestieren ist, zum Anderen eine erhöhte Ver-
schmutzungsanfälligkeit des Grundwassers. Eine solche ist bei schluffigen und damit 
schwer durchsickerbaren, tiefgründigen Böden aber nicht gegeben. 
 
Zu 5b.:Die Bedenken werden zurückgewiesen. 
Wie bereits dargelegt, geht die Annahme einer nahezu vollständigen Versickerung des 
Regenwassers auf Ackerböden fehl. Die Angaben im Umweltbericht sind hingegen beleg-
bar. Sie basieren auf den seit Jahrzehnte bekannten Eigenschaften der Böden und des 
Versickerungsverhaltens unterschiedlicher Bodenarten. 
Die im Umweltbericht zitierten pauschalen Angaben zur Verschmutzungsempfindlichkeit 
basieren allein auf der Eigenschaft der Lössböden als Porenleiter und sind örtlich in Abhän-
gigkeit von Gründigkeit, Grundwasserflurabstand, Topografie und Nutzung zu konkretisie-
ren, was für das Plangebiet auch über das vorliegenden Baugrundgutachten erfolgt ist. 
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Zu 5c.:Die Bedenken werden zurückgewiesen. 
Maßgeblich für die Bewertung im Umweltbericht ist neben dem vergleichsweise niedrigen 
Grundwasserspiegel (2,4 m bis mehr als 4 m u. GOK) auch der Umstand, dass Porenleiter 
nur im sog. gesättigten Fließen einen hohen Durchsatz erreichen. In mehr oder weniger 
trockenen Bodenhorizonten sind die Adhäsions- und Kohäsionskräfte in den Poren so hoch, 
dass das Wasser nur sehr langsam in tiefere Schichten gelangt. Über den Sommer ist des-
halb nicht selten mit einer weitgehenden Verdunstung des Wassers aus den oberen Hori-
zonten zu rechnen. Diese Eigenschaften sind auf Ackerböden besonders stark ausgeprägt, 
da diese schneller abtrocknen, der Sonne ausgesetzt und in aller Regel drainiert sind, d.h. 
ein gesättigtes Fließen durch alle Horizonte nur noch in Ausnahmefällen (lang andauernde 
Niederschlagsperioden mit geringen bis mäßig hohen Niederschlagsraten) eintreten. Dies – 
und nicht die zweifellos stark in den Boden eingreifende Bebauung – ist Ursache für die 
ungünstiger werdenden Niederschlagsbilanzen in der Wetterau. 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 6.: Die Bedenken werden zurückgewiesen. 
Die kleinklimatischen Eigenschaften eines Gebiets sind zunächst wertneutral, da Luftmas-
sen auf einen Konzentrationsausgleich abzielen. Der (eher unnatürlich hohen) Kaltluftpro-
duktion von Ackerflächen den Rang einer „Funktion“ zuzubilligen, macht deshalb nur dann 
Sinn, wenn diese Kaltluft unterhalb des Entstehungsgebiets auch benötigt wird und diese 
aus dem Quellgebiet dorthin abzufließen vermag. Keinesfalls ist die These haltbar, die 
Überbauung von 30 ha ackerbaulich genutzter Kaltluftentstehungsfläche würde den Klima-
wandel beschleunigen, denn die gleichen Flächen neigen im Sommer gerade aufgrund ihrer 
Abstrahlungseigenschaften zu einer starken Erwärmung. Diese ist zwar auch Dach- und 
Hofflächen zu eigen, aber die Differenzen sind (vor allem bei Einsatz von energieabsorbie-
render Photovoltaik und Begrünung der Freiflächen) im globalen Maßstab marginal. 
Auf allen Ebenen ist die Erarbeitung tragfähiger Konzepte notwendig, die eine Anpassung 
an den Klimawandel beinhalten. Diese können jedoch nicht im Rahmen des vorliegenden 
Aufstellungsverfahrens erstellt werden. 
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Zu 6a.: Die Bedenken werden zurückgewiesen. 
In Ergänzung der bisherigen Ausführungen sei ergänzt, dass die Frage der 
Fahrbewegungen im Hinblick auf das Weltklima auf lokaler Ebene keine Bewertung 
ermöglicht, da das Logistikzentrum lediglich oder doch zumindest in wesentlichen Teilen 
eine Verlagerung bestehender Verkehrsströme nach sich ziehen wird, im regionalen 
Maßstab also keine grundlegende Veränderung erkennbar ist. Lokal beachtlich ist hingegen 
die Frage eine möglichen lufthygienischen Belastung von Ortslagen, die durch die Wahl es 
Standortes an der Autobahnauffahrt voliegend als sehr günstig einzustufen ist. 
Die sich aus dem Flächenverbrauch ergebende Problematik ist bekannt, richtet sich aber an 
die Landes-, vor allem aber an die Bundespolitik, da eine wirksame Verringerung des Flä-
chenverbrauchs ohne gravierende Benachteiligung der wirtschaftlichen Entwicklung einzel-
ner Regionen nur bundeseinheitlich möglich sein wird. Und auch eine solche bedarf einer 
sorgsamen Abwägung mit anderen wichtigen öffentlichen Belangen, da sie nachhaltige 
Auswirkungen auf den Wohlstand des Landes und seiner BürgerInnen und auch auf das 
Sozialsystem in Deutschland haben wird. Es ist unbestreitbar, dass der fortschreitende 
Verbrauch gerade landwirtschaftlich genutzter Flächen auf Dauer gestoppt werden muss. 
Dieses Ziel entzieht sich aber den Möglichkeiten einer einzelnen Kommune, vor allem, 
wenn ein Vorhaben - wie das hier geplante - allein schon aufgrund seiner Ausdehnung und 
logistischen Anforderungen nicht durch Maßnahmen der Wiedernutzbarmachung oder In-
nenentwicklung ermöglicht werden kann. 
 
Zu 7.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
Zu 8.: Die Bedenken werden zurückgewiesen. 
Für die genannten Großvogelarten und die Fledermäuse stellt das Plangebiet einen fakulta-
tiven, aber nicht essentiellen Jagdlebensraum dar, der keinerlei Eigenschaften aufweist, die 
den Verdacht begründen würden, dass seine (potenziellen) Funktionen nicht auch in der 
großräumigen Ackerflur außerhalb des Gebiets erfüllt würden. Solche wären beispielsweise 
eine großflächige Extensivnutzung ohne Pestizideinsatz in Verbindung mit strukturellem 
Reichtum aufgrund kleinerer Schlaggrößen. 
Für die aufgeführten Offenlandarten Feldlerche, Rebhuhn, Grauammer und Schafstelze 
werden geeignete Ausgleichsmaßnahmen auf nicht weniger als 5 ha bislang intensiv ge-
nutzter Ackerflächen durchgeführt. Ein reichhaltiges Insektenleben ist im Plangebiet indes 
nicht mehr vorhanden. Auch diese Artengruppen profitieren von der pestizidfreien „Dreifel-
derwirtschaft“ auf den Ausgleichsflächen. 
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Erhebliche Beeinträchtigungen für das Vogelschutzgebiet Wetterau wurden bereits im Vor-
feld des Bauleitplanverfahrens durch eine Verträglichkeitsstudie ausgeschlossen, die sich 
ausgiebig auch mit der Frage von Randeffekten durch das Vorhaben auseinandersetzt. Für 
die im Gebiet selbst betroffenen Arten werden geeignete Kompensationsmaßnahmen ge-
plant und umgesetzt. Die Bestimmungen des BNatSchG oder der FFH-Richtlinie werden 
nicht verletzt. Die Einlassungen der Einwenderin werden im Übrigen nicht begründet, wes-
halb es hier keiner weitergehenden Erläuterungen bedarf. 
 
Zu 9.: Die Bedenken werden zurückgewiesen. 
Dass ein Vorhaben dieser Größenordnung erhebliche Auswirkungen auf das Landschafts-
empfinden hat, ist unstrittig. Aber es ist auch zu berücksichtigen, dass der ausgewählte 
Standort für die Naherholung keine Bedeutung besitzt und durch Autobahn und Bundes-
straße stark vorbelastet ist. 
Die Lage des Gebiets ergibt sich aus den besonderen Anforderungen an einen großflächi-
gen Logistikbetrieb vor allem hinsichtlich Topographie, Flächenbedarf, Immissionsschutz 
und Verkehrsanbindung. Der Umweltbericht setzt sich ausführlich mit den Eingriffswirkun-
gen auf das Landschaftsbild auseinander und kommt zu schlüssigen Aussagen, die das 
Vorhaben sehr wohl als erheblichen Eingriff klassifizieren. Die Annahme der Verträglichkeit 
wird durch die geringe Sensibilität im Nahbereich des Plangebiets begründet. Gerade die 
Zunahme an Störungen im Offenland bei Wölfersheim hat bereits dazu geführt, dass die 
Landschaft im Umfeld der A 45 erheblich an Reiz und Erholungseignung verloren hat. 
Dies ist insbesondere im Hinblick auf die „Lichtverschmutzung“ zu beachten, denn der Of-
fenlandbereich zwischen Wölfersheim und Echzell wird bereits heute durch den Straßen-
verkehr erheblich mit nächtlicher Beleuchtung belastet. Gleichzeitig ist die Sensibilität einer 
intensiv genutzten Agrarlandschaft dieser Eingriffswirkung gegenüber deutlich geringer als 
beispielsweise in einer naturnahen Flussaue oder in Waldnähe. 
 
Zu 10.: Die Bedenken werden zurückgewiesen. 
Die Einwenderin geht von der fälschlichen Annahme aus, dass das Gelände des Logistikbe-
triebs nachts taghell erleuchtet würde. Tatsächlich erfolgt die Beleuchtung bedarfsorientiert 
und mit erheblich geringeren Beleuchtungsstärken. Die Beleuchtung des Logistiklagers ist 
zudem so zu gestalten, dass die Verkehrssicherheit auf dem Gelände gegeben ist, eine 
darüber hinausgehende Ausleuchtung jedoch möglichst unterbleibt. Hierzu dienen energie-
sparende LED-Lampen mit geringem Abstrahlwinkel und geringem UV-Anteil, wodurch die 
Lockwirkung für nachtaktive Insekten erheblich gesenkt wird. Dennoch wird es nicht zu 
vermeiden sein, dass das Logistiklager künftig auch im Dunkeln sichtbar sein wird. 
Parallel zum Aufstellungsverfahren wird derzeit eine gutachterliche Stellungnahme zur Fra-
ge der Lichtimmissionen bearbeitet. Aufgrund der offenkundig nicht vorhandenen rechtli-
chen Relevanz für das weitab der Ortslagen liegende Gebiet (es gibt für die Maßstabsebene 
der Bauleitplanung im Übrigen auch keine rechtlichen Vorgaben oder Gebietskennwerte) 
dient die Ausarbeitung vor allem als Hilfestellung für die konkrete Planung des Logistikzent-
rums, soll aber eben auch Aussagen zum Erfordernis minimierender Maßnahmen liefern. 
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Zu 11.: Die Bedenken werden zurückgewiesen. 
Zum Thema Verkehr liegt ein Verkehrsgutachten vor (T+T Verkehrsmanagement Dreieich), 
demzufolge die erforderlichen Baumaßnahmen im Straßennetz eine ausreichende Ver-
kehrsqualität gewährleisten. Ergänzend wurde für die parallel zum Bauleitplanverfahren 
laufende Abstimmung mit HessenMobil eine Visualisierung der Verkehrsströme erstellt, die 
das o.g. Ergebnis stützt. Der bisherige Pendelverkehr zwischen den REWE-Lagern in Hun-
gen und Rosbach entfällt. Ebenso ist mit einer Reduzierung des LKW-Verkehrs zu rechnen. 
 
Die planbedingten Zusatzverkehre verteilen sich bei den Lkw auf 75 % auf der A 45 und 25 
% auf die B 455. Bei den Pkw (Mitarbeiter) erfolgen 36 % der Fahrten über die A 45 und 64 
% über die B 455. Entsprechend dem Verkehrsgutachten erfolgen keine Fahrten über das 
öffentliche Verkehrsnetz (u. a. L 3136) durch die Ortsteile Wohnbach und Münzenberg. 
Durch den planbedingten Zusatzverkehr auf der A 45 erhöht sich die Lärmbelastung im 
Abschnitt westlich der AS Wölfersheim um 0,3 dB(A) tags bzw. 0,5 dB(A) nachts und liegt 
damit deutlich unter der Hörbarkeitsschwelle. Da die kritischen Toleranzwerte von 70 dB(A) 
tags bzw. 60 dB(A) nachts durch die von der A 45 ausgehende Lärmbelastung in den OT 
Wohnbach und Münzenberg nicht erreicht werden, ist die geringfügige Erhöhung der Lärm-
belastung hinnehmbar. 
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Zu 12.: Die Bedenken werden zurückgewiesen. 
Der Ressourcenverbrauch und dessen Konsequenzen sind auf Bundesebene zu behan-
deln. Es sei aber darauf hingewiesen, dass der bisherige Pendelverkehr zwischen den  
REWE-Lagern in Hungen und Rosbach entfällt. Auch der Wasserverbrauch (neues Lo-
gistikzentrum) wird im Vergleich mit dem Verbrauch an den beiden bestehenden Standorten 
geringer ausfallen. Ebenso ist mit einer Reduzierung des LKW-Verkehrs zu rechnen. 
 
Zu 13.: Die Bedenken werden zurückgewiesen. 
Das Vorhaben entspricht den regionalplanerischen Zielen und Grundsätzen, die der grund-
sätzlichen Möglichkeit der Zielabweichung unterliegen. 
Die Ausführungen zum angeblichen Verstoß gegen das Anpassungsgebot nach § 1 Abs. 4 
BauGB liegen neben der Sache. Sie verkennen, dass mit Bescheid des RP Darmstadt vom 
26.10.2017 die Zielabweichung von den nebenstehend beschriebenen Zielen des Regional-
plans Südhessen/RegFNP zugelassen, später mit Sofortvollzug ausgestattet und schließlich 
mit der 2. Änderung des Regionalplans Südhessen/RegFNP 2010 gemäß Beschluss der 
Verbandskammer des Regionalverbands FrankfurtRheinMain vom 10.04.2019 umgesetzt 
wurde. Damit liegt kein Verstoß gegen § 1 Abs. 4 BauGB vor. Der Bebauungsplan entwi-
ckelt sich vielmehr aus dem RegFNP. 
 
Zu 14.: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
Die Angaben zur Topografie werden geprüft. Sie sind nicht planungserheblich. 
Die Angaben der Eingriffs- / Ausgleichsbilanz sind korrekt, wurden zur 2. Offenlage aber 
noch einmal geprüft und aktualisiert. Scheinbare Widersprüche können sich daraus erge-
ben, dass die Flächenermittlung auf den Festsetzungen basiert. Nicht überbaubare Flächen 
sind beispielsweise nicht gleichzusetzen mit begrünten Flächen. 
 
Zu 15.: Die Bedenken werden zurückgewiesen. 
Hinsichtlich der geplanten Ableitung des Niederschlagswassers in den Waschbach ist nicht 
von Verstößen gegen das Wasserhaushaltsgesetz, die Wasserrahmenrichtlinie oder den 
Hochwasserschutz auszugehen, da die festgesetzten Maßnahmen mit der zuständigen 
Wasserbehörde abgestimmt und von dieser genehmigt werden. 
Vgl. Ausführungen zu 4 und 5. 
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Zu 16.: Die Bedenken werden zurückgewiesen. 
Die Festsetzungen des Bebauungsplans „Logistikpark Wölfersheim A 45“ entsprechen den 
Ergebnissen des Zielabweichungsverfahrens. Diese wiederum bilden die Grundlage für die 
Bauleitplanung der Gemeinde Wölfersheim. Gleichzeitig wird damit § 1 Abs.4 BauGB Rech-
nung getragen, demzufolge Bauleitpläne den Zielen der Raumordnung anzupassen sind. 
 
Die Gemeinde Wölfersheim hat sich auf der Ebene der verbindlichen Bauleitplanung und im 
Rahmen der dort notwendigen städtebaulichen Abwägung auch mit den im Rahmen der 
Beteiligungsverfahren vorgebrachten Anregungen der Öffentlichkeit befasst.  
 
Parallel zum Aufstellungsverfahren des Bebauungsplans hat die Gemeinde Wölfersheim 
eine schalltechnische Untersuchung, eine Verkehrsuntersuchung sowie eine Verkehrssimu-
lation, Bodengutachten, eine archäologisch-geophysikalische Prospektion, eine Natura 
2000-Verträglichkeitsprüfung, eine Artenschutzprüfung, einen Umweltbericht mit integrierter 
Landschaftsbildanalyse sowie zur Vervollständigung des Abwägungsmaterials ein Gutach-
ten zur Lufthygiene und zur Auswirkung von Lichtemissionen sowie eine Zusatzbewertung 
Landschaftsbild eingeholt. 
 
Die Gemeinde ist sich der mit dem Vorhaben verbundenen Auswirkungen, die sich insbe-
sondere aus den eingeholten Gutachten und Stellungnahmen ergeben, bewusst. Gleich-
wohl ist sie der Auffassung, dass die Vorteile des Vorhabens für die städtebauliche Entwick-
lung der Gemeinde Wölfersheim und der Region insgesamt gegenüber den negativen Aus-
wirkungen überwiegen. 
 
Die Auswirkungen des Vorhabens werden sowohl im Rahmen des Änderungsverfahrens 
des Regionalen Flächennutzungsplans als auch im Bebauungsplanverfahren beleuchtet 
und waren ebenfalls Gegenstand der im Rahmen des Zielabweichungsverfahrens erfolgten 
Abwägung. Zudem werden sie von der Gemeinde Wölfersheim bei ihrer Planungsentschei-
dung mit dem ihnen zukommenden Gewicht berücksichtigt. 
 
Aus Sicht der Gemeinde Wölfersheim wurden alle planungsrelevanten Auswirkungen im 
erforderlichen Umfang untersucht um eine sachgerechte Abwägung vornehmen zu können. 
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Zu 17.: Die Bedenken werden zurückgewiesen. 
Das Vorhaben ist zulässig (vgl. Ausführungen zu Ziffer 12). Die Beteiligung der Öffentlich-
keit gemäß BauGB wurde vollständig durchgeführt (frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit 
gem. § 3 Abs. 1 BauGB im Zeitraum vom 18.12.2017 – 19.01.2018 (einschl.), formale Betei-
ligung der Öffentlichkeit im Zeitraum vom 21.12.2018 - 01.02.2019 (einschl.) – während 
dieser Zeiträume langen nach vorhergehender öffentlicher Bekanntmachung die Planunter-
lagen im Rathaus der Gemeinde Wölfersheim zu jedermanns Einsicht öffentlich aus und 
wurden zudem ins Internet eingestellt. Zusätzlich wurde im Dezember 2018 eine Bürgerin-
formationsveranstaltung abgehalten. Sämtliche im Rahmen des Bauleitplanverfahrens rele-
vanten Unterlagen wurden offengelegt. 
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Zu 18.: Die Ausführungen werden zur Kenntnis genommen. 
(vgl. Ausführungen zu Ziffer 16.) 
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24. Greimbel, Barbara, …………….. (11.05.2019) 
 
Beschlussempfehlungen 
 
Zu A 1 bis A 11.: Die Bedenken werden zurückgewiesen (vgl. Musterstellungnahme). 
 
 
Zu 1.: Die Ausführungen werden zur Kenntnis genommen. 
Die Festsetzungen des Bebauungsplans „Logistikpark Wölfersheim A 45“ entsprechen den 
Ergebnissen des Zielabweichungsverfahrens. Diese wiederum bilden die Grundlage für die 
Bauleitplanung der Gemeinde Wölfersheim. Gleichzeitig wird damit § 1 Abs.4 BauGB Rech-
nung getragen, demzufolge Bauleitpläne den Zielen der Raumordnung anzupassen sind. 
 
Die Gemeinde Wölfersheim hat sich auf der Ebene der verbindlichen Bauleitplanung und im 
Rahmen der dort notwendigen städtebaulichen Abwägung auch mit den im Rahmen der 
Beteiligungsverfahren vorgebrachten Anregungen der Öffentlichkeit befasst.  
 
Parallel zum Aufstellungsverfahren des Bebauungsplans hat die Gemeinde Wölfersheim 
eine schalltechnische Untersuchung, eine Verkehrsuntersuchung sowie eine Verkehrssimu-
lation, Bodengutachten, eine archäologisch-geophysikalische Prospektion, eine Natura 
2000-Verträglichkeitsprüfung, eine Artenschutzprüfung, einen Umweltbericht mit integrierter 
Landschaftsbildanalyse sowie zur Vervollständigung des Abwägungsmaterials ein Gutach-
ten zur Lufthygiene und eine Zusatzbewertung Landschaftsbild sowie parallel zum Aufstel-
lungsverfahren eine gutachterliche Stellungnahme zu Lichtimmissionen eingeholt. 
 
Die Gemeinde ist sich der mit dem Vorhaben verbundenen Auswirkungen, die sich insbe-
sondere aus den eingeholten Gutachten und Stellungnahmen ergeben, bewusst. Gleich-
wohl ist sie der Auffassung, dass die Vorteile des Vorhabens für die städtebauliche Entwick-
lung der Gemeinde Wölfersheim und der Region insgesamt gegenüber den negativen Aus-
wirkungen überwiegen. 
 
Die Auswirkungen des Vorhabens werden sowohl im Rahmen des Änderungsverfahrens 
des Regionalen Flächennutzungsplans als auch im Bebauungsplanverfahren beleuchtet 
und waren ebenfalls Gegenstand der im Rahmen des Zielabweichungsverfahrens erfolgten 
Abwägung. Zudem werden sie von der Gemeinde Wölfersheim bei ihrer Planungsentschei-
dung mit dem ihnen zukommenden Gewicht berücksichtigt. 
 
Aus Sicht der Gemeinde Wölfersheim wurden alle planungsrelevanten Auswirkungen im 
erforderlichen Umfang untersucht um eine sachgerechte Abwägung vornehmen zu können. 
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25. Grolig, Dr. Franz, Hauptstraße 39, 61200 Wölfersheim (12.05.2019) 
 
Beschlussempfehlungen 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 1.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
Die Fläche innerhalb des räumlichen Geltungsbereichs des Bebauungsplans ist als Gewer-
begebiet i.S. § 8 Baunutzungsverordnung (BauNVO) festgesetzt. Innerhalb dieser Ge-
bietskategorie sind Gewerbe- wie auch Logistikbetriebe allgemein zulässig. Eine Modifizie-
rung ist nicht erforderlich. 
 
Zu 2.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
Die Annahme ist korrekt. Es handelt sich hierbei um das Ziel Z3.4.3-3. „Die Einrichtung  von 
Verkaufsflächen in diesen Gebieten ist nur für die Selbstvermarktung der in diesen Gebieten 
produzierenden und weiterverarbeitenden Betriebe zulässig, wenn die Verkaufsfläche einen 
untergeordneten Teil der durch das Betriebsgebäude überbauten Fläche einnimmt und zu 
keinen negativen Auswirkungen führt.“ Die Festsetzung Ziffer A 1.1.1 der Textlichen Fest-
setzungen verfolgt das Ziel auch nicht großflächige Einzelhandelsbetriebe an dieser Stelle 
auszuschließen! Sie schränkt hier die in einem Gewerbegebiet grundsätzlich bestehenden 
Möglichkeiten dort Einzelhandelsbetriebe bis zu einer Verkaufsfläche von max. 800 m² zu 
errichten weiter ein.  
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Zu 3.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
Ein Factory-Outlet-Center (FOC), was ja mit dieser Beschreibung gemeint ist, ist innerhalb 
der Festsetzungen des hier in Rede stehenden Bebauungsplans weder zulässig noch ge-
wünscht.  
 
Zu 4.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
Neben den REWE-Mitarbeitern (550 Angestellte + 20 Auszubildende) sind auch Stellplätze 
für Dienstleister, Besucher und Fremdfahrer vorzusehen, die mittels eigenem Pkw anreisen. 
Darüber hinaus überlappen sich Stellplatznutzungen im Falle von Schichtwechseln, d.h. die 
Pkw-Stellplätze der endenden Schicht sind noch belegt und gleichzeitig erreichen die Mitar-
beiter der folgenden Schicht das Plangrundstück. Auch für diesen Fall sind ausreichende 
Stellplätze vorzuhalten, um Staus infolge von Parksuchverkehren zu vermeiden.  
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6. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
7. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
Zu 5.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
Da die artenschutzrechtlichen Verbote ungeachtet eines parallelen Bauleitplanverfahrens 
wirken, bedarf es formal nicht der Vorlage eines Ausgleichskonzeptes zur Offenlage des 
Bebauungsplans. Es war deshalb statthaft, die Flächen erst nach Klärung der Verfügbarkeit 
zu benennen. 
 
Zu 6.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
Ziel der Maßnahme ist nicht die Ansiedlung besagter Arten in einem bislang unbesiedelten 
Landschaftsraum. Das wäre gegenwärtig, wo Feldlerche und Rebhuhn in der Wetterau noch 
in gleichmäßiger Verteilung vorkommen, unrealistisch. Ziel ist stattdessen die Erhöhung der 
Brutdichte auf der Ausgleichsfläche im erforderlichen Maß. Da Dichte und Brutstandorte in 
Abhängigkeit von der im jeweiligen Jahr angebauten Frucht stark schwanken, ist es nicht 
nur zulässig, sondern geradezu geboten, den Erfolg der Maßnahme durch einen großräu-
migen Vergleich zu evaluieren. Hierzu wird ein Gebiet von rd. 100 ha in das Monitoring 
einbezogen, wodurch dann auch Rückschlüsse auf die Besiedlung der Ausgleichsflächen 
vor Beginn der Maßnahme möglich sind. Da der Ausgleich durch Änderung der Bodennut-
zung (also nicht z. B. durch Pflanzungen) erfolgt, ist er zudem kurzfristig wirksam. 
Die Ausführungen des Einwenders bestätigen, dass es durchaus möglich ist, die Brutdichte 
der Feldlerche durch eine Umstellung der Bewirtschaftung erheblich zu steigern, weshalb 
der gewählte Ansatz nach wie vor als zielführend betrachtet wird. Rechtlich relevant für die 
Bemessung des Ausgleichs ist aber nicht die potenzielle Brutdichte im Plangebiet, sondern 
die aktuelle, weshalb mit Recht vom Erfordernis ausgegangen wird, 7 Brutpaare (zusätzlich) 
anzusiedeln. 
 
 
 
 
Zu 7.: Die Bedenken werden zurückgewiesen. 
Der zulässige Drosselabfluss wird von der zuständigen Wasserbehörde in Anwendung der 
einschlägigen Richtlinien vorgegeben, weshalb die Bedenken zur hydraulischen Belastung 
des Waschbachs nicht begründet sind. 
Bezüglich des Trockenwetterabflusses sei darauf hingewiesen, dass das Plangebiet auch 
heute schon über ein Grabensystem in die Horloff entwässert. Änderungen ergeben sich 
nur dadurch, dass das Regenwasser nicht mehr von den (im Winter weitgehend vegetati-
onsfreien) Ackerböden direkt abfließt, sondern zwischengespeichert und verzögert dem 
Waschbach zugeführt wird. Eine Veränderung des Trockenwetterabflusses ist nicht erkenn-
bar. Insgesamt sind die Auswirkungen auf den Waschbach allenfalls geringfügig, weshalb 
es keiner vertiefenden Untersuchung seiner Ökologie bedarf. 
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8. 
 
 
 
 
 
 
 
9. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 8.: Die Frage wird wie folgt beantwortet. 
Da zum gegenwärtigen Zeitpunkt noch nicht festgelegt werden kann, ob und in welchem 
Ausmaß die Dachflächen mit Photovoltaikanlagen versehen werden können, ist eine Fest-
setzung der (in jedem Fall zulässigen) Dachbegrünung ebenfalls nicht möglich. Eine solche 
hätte – sofern sie ökologisch wirksam ist, also nicht unter den Solarpanels liegt – positive 
Auswirkungen auf die Eingriffs- / Ausgleichsbilanzierung, da Dachbegrünung mit deutlich 
höheren Punktzahlen belegt wird als einfache Dächer. Um den eingriffsminimierenden Ef-
fekt einer Begrünung zu gewährleisten, enthält der Bebauungsplan eine Ausnahme, die bei 
Begrünung der Dächer eine nachträgliche Anrechnung auf die Eingriffs- / Ausgleichsbilanz 
ermöglicht. 
 
Zu 9.: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
Es ist in der Umweltplanung üblich und rechtlich unstrittig, dass Vorbelastungen der 
Schutzgüter die Eingriffserheblichkeit eines Vorhabens herabsetzen. 
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1. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
2. 
 
 
 
 
 
3. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

26. Grolig, Renate, Hauptstraße 39, 61200 Wölfersheim (12.05.2019) 
 
Beschlussempfehlungen 
 
Zu A 1 bis A 11.: Die Bedenken werden zurückgewiesen (vgl. Musterstellungnahme). 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 1.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
Zu 2.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
Die Plankarten des Regionalen Flächennutzungsplans (RegFNP) haben den Maßstab 1: 
50.000 und nicht parzellenscharf. Auf dieser Ebene können insofern keine weitergehenden 
Aussagen getroffen werden.  
 
 
Zu 2.: Die Bedenken werden zurückgewiesen. 
Das BBodSchG sieht vor, dass städtebauliche Entwicklung vorrangig durch Maßnahmen 
der Innenentwicklung erfolgen soll. Die betreffenden Ausführungen stellen aber keine ver-
bindliche Norm dar, sondern sind in Abwägung mit anderen Belangen und Rechtsgütern im 
Einzelfall zu prüfen und angemessen umzusetzen. Ein Vorhaben wie das geplante Logistik-
zentrum kann per se nicht im Innenbereich verwirklicht werden. Die Flächeninanspruch-
nahme richtet sich nach dem Erfordernis und entspricht somit dem Gebot der Begrenzung 
der Bodenversiegelung auf das notwendige Maß. 
 
Die Beanspruchung wertvoller Böden durch das Vorhaben ist unstrittig, bei Planungen in 
der fruchtbaren Wetterau aber letztlich unvermeidbar, will man die für den Naturschutz 
wertvollen Mager- und Feuchtstandorte sowie die Überschwemmungsgebiete von Bebau-
ung freihalten. Ein völliger Verzicht auf Baumaßnahmen und somit auch auf gewerbliche 
Großvorhaben würde die wirtschaftliche Lebensfähigkeit der Kommunen in der Region aber 
nachhaltig in Frage stellen und kann nicht Ziel der Raumplanung sein. 
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4. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
5. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
6. 
 
 
7. 
 
 

 
 
 
 
 
Zu 4.: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
Der Umweltbericht setzt sich ausführlich und gemäß den Vorschriften des BauGB mit den 
Folgen des Eingriffs auseinander. Die genannten Bodenfunktionen werden hierbei beachtet 
und die entsprechenden Eingriffswirkungen gewürdigt. Bei den zitierten Quellen handelt es 
sich um Handlungsempfehlungen zum Umgang mit dem Boden in Planverfahren. Das 
BBodSchG kennt aber keinen Verbotstatbestand oder Genehmigungsvorbehalt für die 
Überplanung von Böden. Hier wirken allein das Bau(planungs)recht und die Eingriffsrege-
lung. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 5.: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
Der Grundsatz, wonach neue Logistikzentren eine intermodale Verkehrsanbindung haben 
sollen, ist hier überwindbar, das Filialnetz eines Lebensmittelvollversorgers nie auf dem 
Wasser, über die Schiene oder aus der Luft angedient werden können. Ein solches Filial-
netz wird immer über Straßen angedient. 
 
 
Zu 6 u. 7.: Die Bedenken werden zurückgewiesen. 
Laut REWE gehen durch die vorgesehene Automatisierung keinesfalls Arbeitsplätze verlo-
ren. Vielmehr führt sie dazu, dass die Mitarbeiter ihre Tätigkeiten leichter und ergonomi-
scher verrichten können. Dem Betriebsrat wurde zudem die Zusage erteilt, dass alle Logis-
tik-Mitarbeiter aus Rosbach und Hungen übernommen werden. Es ist anzunehmen, dass es 
insgesamt zu einem Anstieg der Beschäftigtenzahlen kommt. Was das Thema Datenschutz 
anbetrifft, so muss dieser den entsprechenden Vorgaben insb. der Datenschutzgrundver-
ordnung entsprechen. 
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8. 
 
 
 
 
9. 
 
 
 
 
 
10. 
 
 
 
11. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
12. 
 
 
 

Zu 8.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
Das Gebiet wird bis heute ackerbaulich genutzt. Die laufenden Untersuchungen gelten nicht 
als Erschließung. 
 
 
Zu 9.: Die Bedenken werden zurückgewiesen. 
Die Eingriffs- / Ausgleichsbilanzierung berücksichtigt bestehende Kompensationsbindungen, 
die rechtskonform an anderer Stelle durchgeführt werden sollen. 
 
 
Zu 10.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
Im Bebauungsplan sind die beiden geplanten Anbindungen an die Kreisstraße deutlich 
erkennbar. Die verkehrliche Erschließung innerhalb des Gewerbegebiets obliegt dem jewei-
ligen Unternehmensgegenstand. 
 
Zu 11.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
Für die Alternativenprüfung verkennt der Einwender, dass eine Versiegelung von Boden 
nicht erfordert, dass diese alternativlos ist.  Offensichtlich wird das Abwägungsgebot dahin-
gehend missverstanden oder fehlinterpretiert. Dieses erfordert, dass alle Belange betrachtet 
und insgesamt in eine Abwägung gestellt werden, wobei der Plangeber berechtigt ist, be-
stimmten Belangen einen Vorzug zu geben. Das „Überwinden“ einzelner Belange, z.B. 
derer der Landwirtschaft durch den Nachweis, dass es gar nicht anders geht, ist dafür nicht 
notwendig. Zudem verkennt der Einwender, dass es sich bei der Prüfung von Alternativen 
im Hinblick auf die Umweltbelange nicht um die Prüfung handelt, ob und in welchem Um-
fang das Projekt an diesem Standort notwendig ist. Vielmehr bezieht sich diese Alterna-
tivenprüfung nur darauf, ob im Rahmen der konkreten Planung z.B. sparsam mit Grund und 
Boden umgegangen wird. Einer echten Alternativenprüfung wie z.B. im Planfeststellungs-
verfahren oder gar nach § 45 Abs. 7 BNatSchG bedarf es gerade nicht. Da eine Gemeinde 
im Rahmen ihrer Bauleitplanung zudem nur ihr eigenes Gemeindegebiet berücksichtigen 
kann, ergibt sich denklogisch, dass sich Aussagen zur Alternativplanung auch nur auf das 
Gemeindegebiet beschränken. Die überregionale Alternativenprüfung hat einerseits auf 
Ebene der Regionalplanung und auf Ebene der Flächennutzungsplanung stattgefunden. 
Bezogen auf das Gemeindegebiet wurden vorab besiedelte Flächen ausgeschlossen, um 
Ortsdurchfahrten zu vermeiden. In bestehenden Gewerbeflächen waren die erforderlichen 
30 ha nicht verfügbar. Jede Alternativfläche in kurzer Erreichbarkeit der A45 hätte ebenfalls 
landwirtschaftlich genutzte Flächen betroffen. 
 
Zu 12.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
Die Gemeinde Echzell trägt Bedenken vor, die Stadt Nidda nicht und die Wirtschaftsförde-
rung hat keine Stellungnahme abgegeben. Die Eigentümer sind über derartig frühzeitige 
und vorbereitende Planungen nicht zu informieren. 
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13. 
 
 
 
 
14. 
 
 
 
 
15. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
16. 
 
 
 
 
17. 
 
 
 
 
18. 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
Zu 13.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
Der Standort Wölfersheim wird die regionalen Sortimente „Obst und Gemüse“, „Frische-
dienst“, „Frischfleisch“ und „Trockensortiment“ beherbergen. Das Sortiment „Tiefkühlkost“ ist 
zum Start hin nicht angedacht. In einer vorgesehenen Erweiterungsfläche haben wir die 
Möglichkeit das Sortiment nachträglich einzubringen. Das ist eine strategische Entschei-
dung, die aus unserer Lagernetzstrategie hervorgeht. Auf die geplante Kühlanlage ist dieses 
Vorgehen nicht zurückzuführen. 
 
 
Zu 14.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
vgl. u.a. die Ausführungen zu Ziffer 5 und 6., Stichwort Arbeitsplätze. 
 
 
 
Zu 15.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
Er geht jedoch weit über die Ebene der verbindlichen Bauleitplanung hinaus, als dass dieser 
bei der Abwägung der Belange zu berücksichtigt werden könnte. 
 
 
 
 
 
Zu 16.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen? 
Die Fläche innerhalb des räumlichen Geltungsbereichs des Bebauungsplans ist als Gewer-
begebiet i.S. § 8 Baunutzungsverordnung (BauNVO) festgesetzt. Innerhalb dieser Ge-
bietskategorie sind Gewerbe- wie auch Logistikbetriebe allgemein zulässig.  
 
 
Zu 17.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
vgl. Ausführungen zu 5 und 6. 
 
 
Zu 18.: Die Bedenken werden zurückgewiesen. 
Die Herleitung des artenschutzrechtlichen Ausgleichsbedarfs ist im artenschutzrechtlichen 
Fachbeitrag ausführlich beschrieben. Es handelt sich um eine vorläufige Ermittlung, die 
durch das Monitoring zu bestätigen ist. Die Zielflächen wurden mit der UNB abgestimmt. 
Der Erfolg der Maßnahme wird durch einen Vergleich der künftigen Brutdichte in einem 
größeren Landschaftsraum geprüft, weshalb eine Erhebung des Vorzustandes entbehrlich 
ist. 
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19. 
 
 
 
20. 
 
 
 
 
 
 
 
 
21. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
22. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
Zu 19.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
Die Beseitigung von Abfall- und Reststoffen erfolgt auf dem Grundstück selbst. Hierdurch ist 
keine erhebliche Beeinträchtigung umliegender schutzwürdiger Nutzungen zu erwarten.  
 
 
Zu 20.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
Die Ausführungen sind eindeutig. Auf ca. ein Drittel des Gebietes hat in früherer Zeit Berg-
bau stattgefunden, so dass die Böden in diesem Teilbereich eine geringere Wertigkeit besit-
zen. 
 
 
Zu 21.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
Angesprochen sind hier die Regelvorgaben zum Brandschutz. Zum gegebenen Zeitpunkt 
wird nicht davon ausgegangen, dass der Bau eines Brunnens erforderlich wird. Außerdem 
muss auch hierfür eine wasserrechtliche Genehmigung eingeholt werden.  
 
 
 
 
 
 
Zu 22.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
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23. 
 
 
 
 
 
 
 
 
24. 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 23.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
Der Hinweis auf die Belastung durch die intensive Landwirtschaft bezieht sich auf die damit 
einhergehende erhebliche strukturelle Verarmung der Landschaft. Solche Vorbelastungen 
des Landschaftsbildes sind bei der Bewertung von Eingriffen als minimierend zu berücksich-
tigen. Dass diese notwendig und erlaubt waren, wird vorausgesetzt, ist aber nicht relevant. 
Auch die Frage des Ertragspotenzials der Böden spielt hier keine Rolle. 
 
 
Zu 24.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
Neben den REWE-Mitarbeitern (550 Angestellte + 20 Auszubildende) sind auch Stellplätze 
für Dienstleister, Besucher und Fremdfahrer vorzusehen, die mittels eigenem Pkw anreisen. 
Darüber hinaus überlappen sich Stellplatznutzungen im Falle von Schichtwechseln, d.h. die 
Pkw-Stellplätze der endenden Schicht sind noch belegt und gleichzeitig erreichen die Mitar-
beiter der folgenden Schicht das Plangrundstück. Auch für diesen Fall sind ausreichende 
Stellplätze vorzuhalten, um Staus infolge von Parksuchverkehren zu vermeiden.  
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25. 
 
 
 
26. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
Zu 25.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
Das generell nicht unübliche Monitoring wird mit den zuständigen Behörden abgestimmt 
und seitens der Gemeinde Wölfersheim und/oder dem Vorhabenträger beauftragt. 
Für die Löschung von Bränden ist auch hier die Feuerwehr zuständig. 
 
Zu 26.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
Angemerkt sei, dass es sich hierbei um den Beschluss der Gemeindevertretung der Ge-
meinde Wölfersheim handelt. 
 
Es bedarf keiner Anlaufstelle in der Literatur, um die Feststellung zu begründen, dass ein 
Verzicht auf die Überplanung ertragsstarker Böden in Landschaften wie der Wetterau vielen 
Gemeinden die Entwicklungsmöglichkeit entzöge. Hier genügt ein Blick auf die Bodenkarte. 
 
Das Problem, das mit der fortschreitenden Bodenversiegelung einhergeht, ist bekannt, kann 
aber nicht auf Ebene einer Kommune gelöst werden, da diese in Konkurrenz mit anderen 
Gemeinden und Regionen steht. Eine drastische Einschränkung der Versiegelung (d. h. 
einer Bebauung) hätte erhebliche Auswirkungen auf die Volkswirtschaft und den Lebens-
standard bis hin zur Frage der Finanzierbarkeit sozialstaatlicher Errungenschaften. Diese 
Folgen sind bei der Frage einer Einschränkung der Bodenversiegelung (konsequent wäre 
eine Netto-0-Versiegelung) zu beachten. Auf Ebene der kommunalen Bauleitplanung ist 
diese gesamtpolitische Frage jedenfalls nicht zu beantworten. 
 
Alternative Konzepte für eine Stärkung der Online-Vermarktung (auch hierbei muss die 
Ware irgendwie an die Verbraucher gelangen) oder der Direktvermarkung (funktioniert bei 
Backwaren, Obst, Gemüse, Milch- und Fleischerzeugnissen, nicht aber bei Tomaten, Droge-
riebedarf, Dekoartikeln und Fertigprodukten) sind sicher wünschenswert, müssen aber am 
Markt bestehen und können von der Kommune nicht nennenswert beeinflusst werden. Es 
darf dabei nicht verkannt werden, dass die Situation im Lebensmittel-Einzelhandel vor allem 
eine Reaktion des Marktes auf das Konsumverhalten des Menschen ist. Es ist nur folgerich-
tig, dass dies Auswirkungen auch auf den regionalen Logistikbetrieb haben muss. Die 
Rechtsform des Vorhabenträgers ist dabei unerheblich; der privatwirtschaftliche Charakter 
der Baumaßnahmen in einer Marktwirtschaft ist nicht nur zulässig, sondern gesellschaftlich 
erwünscht. 
 
Die folgenden ergänzenden Einwendungen betreffen die allgemeine Umwelt- bzw. Ge-
schäftspolitik und bieten keine darüber hinausgehenden konkreten Informationen oder Hin-
weise, die bei der Abwägung der Belange zu berücksichtigen sind. 
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27. 
 
 
 
 
28. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
29. 
 
 
 
 
 
 
30. 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
Zu 27.: Die Ausführungen werden zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
 
Zu 28.: Die Ausführungen werden zu Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 29.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
Auf die frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung gemäß § 3 Abs. 1 Baugesetzbuch (BauGB) 
wurde am 15.12.2017 im Bekanntmachungsorgan der Gemeinde Wölfersheim, dem Ge-
meindespiegel Jahrgang 53, Nummer 50 hingewiesen. Der Vorentwurf des Bebauungsplans 
lag in der Zeit vom 18.12.2017 bis einschl. 19.01.2018 im Bürgerbüro der Gemeinde Wöl-
fersheim offen. 
 
Insgesamt wurde die Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß BauGB wurde durchgeführt, 
zusätzlich wurde im Dezember 2018 eine Bürgerinformationsveranstaltung abgehalten. 
Sämtliche im Rahmen des Bauleitplanverfahrens relevanten Unterlagen wurden offengelegt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 30.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
Vgl. Ausführungen zu 31. 
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31. 
 
 
 
 
 
 
32. 
 
 
 
 
 
 
 
33. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
34. 
 

 
 
Zu 31.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
Erst mit der 3. Änderung des Landesentwicklungsplans 2000 wurde im Jahr 2018 den Regi-
onalversammlungen auferlegt, in Ihren Regionalplänen Logistikflächen unter bestimmten 
Voraussetzungen auszuweisen. Die 3. Änderung des RegFNP, die am 10.4.2019 beschlos-
sen wurde nimmt dies jetzt für Südhessen und nur für den Standort Wölfersheim vorweg. 
Richtig ist, dass die Gemeindevertretung die Projektentwicklung an eine hierauf spezialisiert 
GmbH fremdvergeben hat. Nicht richtig ist, dass hierüber keine Kontrolle der Gemeindever-
treter besteht. Sie können jederzeit ihr gesetzlich verbrieftes Fragerecht ausüben. Die Fra-
ge, ob darüber hinaus die Bildung eines Akteneinsichtsausschusses zulässig ist, war Ge-
genstand eines Rechtsstreits zwischen einer Fraktion der Gemeindevertretung und der 
Gemeindevertretung.Letztinstanzlich wurde entschieden, dass ein Akteneinsichtsausschuss 
nicht einzurichten ist. 
 
Zu 32.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
Mit dem Konzept REWE Regional wurde im Jahr 2012 eine bundesweite Marke für regiona-
le Produkte geschaffen. Um regionale Produkte weiter zu stärken, ist die REWE Group seit 
2012 als Gründungsmitglied im Trägerverein Regionalfenster e.V. aktiv. Das Siegel bietet 
Verbrauchern geprüfte Angaben zu der Herkunft der Zutaten und dem Ort der Verarbeitung. 
So schafft das Regionalfenster zusätzlich zu den eigenmarkenspezifischen Angaben Trans-
parenz für den Kunden. Bei REWE gibt es mittlerweile über 360 Artikel mit Regionalfenster. 
Letztlich stehen der Bau des Logistikzentrums und das Regionalkonzept von REWE in kei-
nem Widerspruch zueinander. 
 
Zu 33.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
Die Nutzungsdauer der geplanten Anlagen sowie eine mögliche weitere Verwendung ist 
nicht Gegenstand der verbindlichen Bauleitplanung. Die städtebaulichen Gebote der §§ 
175-179 des Baugesetzbuches bieten der Kommune Handlungsmöglichkeiten zu den The-
men Modernisierung, Instandsetzung, Rückbau, Entsiegelung. Diese Aspekte sind nicht im 
vorliegenden Aufstellungsverfahren zu behandeln. Sie können zu gegebener Zeit zwischen 
der Kommune und REWE verhandelt werden. 
 
 
 
Zu 34.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
Die Preisfindung fand mit Hilfe eines Wertgutachtens eines öffentlich bestellten und verei-
digten Sachverständigen im Rahmen des Umlegungsverfahrens statt. Hier sind alle wertbe-
einflussenden Standortfaktoren eingeflossen. Die Kostentragung der Erschließungskosten 
wird in einem noch abzuschließenden Städtebaulichen Vertrag geregelt. 
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35. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
37. 
 
 
 
38. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
39. 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
Zu 35.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
Die Hinweise / Anmerkungen bieten keine Anhaltspunkte zur Berücksichtigung konkreter 
Informationen oder Hinweise, die eine Änderung der bisherigen Planung erforderlich ma-
chen. 
 
 
 
Zu 36.: Die Frage wird wie folgt beantwortet: 
Eingeleitet wird nur unbelastetes Niederschlagswasser, vor allem das auf den Dachflächen 
eingefangene. Flächen, die an das Entwässerungssystem angebunden werden, aber ein 
Verschmutzungspotenzial besitzen, werden mit sog. Leichtflüssigkeitsabscheidern verse-
hen, um Öleinträge zu verhindern. Die Qualität des eingeleiteten Wasser ist deshalb nicht 
schlechter als der momentane Gebietsabfluss. 
 
 
Zu 37.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
Betrifft jedoch nicht die Ebene der verbindlichen Bauleitplanung. 
 
 
 
 
Zu 38.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
Ein Widerspruch besteht an dieser Stelle nicht- 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 39.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
Die Zahlen im Umweltbericht sind korrekt. Der Umweltbericht wird um eine entsprechende 
Flächenaufstellung ergänzt. 
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40. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
41. 
 
 
 
42. 
 
43. 
 
 
 
44. 
 
 
 
 
45. 
 
 
 
 
46. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
Zu 40.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
Die Festsetzung des Bebauungsplans bezieht sich auf das ausgewiesene Gewerbegebiet, 
innerhalb dessen gemäß der festgesetzten GRZ 20 % als nicht überbaubare Grundstücks-
fläche gelten, dies entspricht rd. 6,0 ha. Diese sind gemäß Festsetzung A 4.1 als Grünflä-
chen anzulegen. Die angesprochenen 3,3 ha sind Teil dieser Fläche aber mit weiterrei-
chenden Festsetzungen wie naturnahe Grünlandeinsaat und Anlage von Kleinhabitaten 
belegt. Der Umweltbericht wird um eine entsprechende Flächenaufstellung ergänzt. 
 
 
 
Zu 41.: Die Frage wird wie folgt beantwortet: 
Der Flächenbedarf für die artenschutzrechtlich erforderlichen CEF-Maßnahmen wird unab-
hängig von den zitierten Gebietsgrößen ermittelt und beträgt rd. 3,5 ha (umgesetzt werden 
die Maßnahmen auf 5 ha). 
 
Zu 42.: Die Frage wird wie folgt beantwortet: 
Es gelten die Angaben in der Plankarte zum Bebauungsplan sowie den Textlichen Festset-
zungen. 
 
Zu 43.: Die Frage wird wie folgt beantwortet: 
Weil hier ein Regenrückhaltebecken vorgesehen wird.  
 
Zu 44.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
Die Preisfindung fand mit Hilfe eines Wertgutachtens eines öffentlich bestellten und verei-
digten Sachverständigen im Rahmen des Umlegungsverfahrens statt. Hier sind alle wertbe-
einflussenden Standortfaktoren eingeflossen. Der vom Gutachter ermittelte Preis ist nicht zu 
gering. Die genannten Standorte sind nicht vergleichbar, da sie deutlich näher zur Metropo-
le Frankfurt liegen als Wölfersheim. 
 
Zu 45.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
Er betrifft jedoch nicht die Ebene der verbindlichen Bauleitplanung. 
 
Zu 46.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
Es wurde eine Standortalternativenprüfung durchgeführt. Neben den betriebswirtschaftli-
chen Aspekten war auch, aufgrund der zu erwartenden Verkehrsströme, die unmittelbare 
Nähe zur Autobahn von großer Bedeutung. Die Distributionslogistik (u.a. Anlieferung von 
REWE-Märkten) kann nicht mittels einer Schienenanbindung erfolgen. 
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27. Grün-Kwasny, Ulrike, Zur Beunde, 61200 Wölfersheim (07.05.2019) 
 
 
Beschlussempfehlungen 
 
Zu A 1 bis A 11.: Die Bedenken werden zurückgewiesen (vgl. Musterstellungnahme). 
 
 
Zu 1.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
Der Grundsatz, wonach neue Logistikzentren eine intermodale Verkehrsanbindung haben 
sollen, ist hier überwindbar, das Filialnetz eines Lebensmittelvollversorgers nie auf dem 
Wasser, über die Schiene oder aus der Luft angedient werden können. Ein solches Filial-
netz wird immer über Straßen angedient. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 



 

                                                                                                                                                                                 Gemeinde Wölfersheim “Logistikpark Wölfersheim A 45“– Abw. erneut § 3 Abs. 2 BauGB 

 

204 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

28. Günther, Eva-Marie, Ramstraße 34, 61205 Echzell (09.05.2019) 
 
 
Beschlussempfehlungen 
 
Zu A 1 bis A 11.: Die Bedenken werden zurückgewiesen (vgl. Musterstellungnahme). 
 
 
Zu 1: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
Der Wert der Böden für den Naturhaushalt und für die Landwirtschaft ist bekannt und wurde 
im Umweltbericht schon zum Vorentwurf des Bebauungsplans gewürdigt. Es ist auch un-
strittig, dass die Eingriffserheblichkeit für das Schutzgut Boden hoch ist. Doch ist diese in 
Relation zu setzen zu den fast durchweg überdurchschnittlichen Bodenqualitäten der Wette-
rau, insbesondere in den für einen Logistikpark geeigneten Bereichen in Autobahnnähe, mit 
relativ ausgeglichener Topografie und außerhalb der Auen, des Waldes und hochwertiger 
Offenlandbiotope. Die Wahl des Standortes erfolgt somit nicht in Missachtung des Schutz-
gutes Boden, sondern in Abwägung mit anderen wichtigen Belangen, insbesondere dem 
der wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Entwicklung der Gemeinde und dem Nahversor-
gungsauftrag der Bevölkerung, die zwangsläufig neben den Filialen eines Lagers und der 
Verteilung der Güter bedarf.  
 
Die Problematik des Flächenverbrauchs ist bekannt, richtet sich aber an die Landes-, vor 
allem aber an die Bundespolitik, da eine wirksame Verringerung des Flächenverbrauchs 
ohne gravierende Benachteiligung der wirtschaftlichen Entwicklung einzelner Regionen nur 
bundeseinheitlich möglich sein wird. Und auch eine solche bedarf einer sorgsamen Abwä-
gung mit anderen wichtigen öffentlichen Belangen, da sie nachhaltige Auswirkungen auf 
den Wohlstand des Landes und seiner BürgerInnen und auch auf das Sozialsystem in 
Deutschland haben wird. Es ist unbestreitbar, dass der fortschreitende Verbrauch gerade 
landwirtschaftlich genutzter Flächen auf Dauer gestoppt werden muss. Dieses Ziel entzieht 
sich aber den Möglichkeiten einer einzelnen Kommune, vor allem, wenn ein Vorhaben - wie 
das hier geplante - allein schon aufgrund seiner Ausdehnung und logistischen Anforderun-
gen nicht durch Maßnahmen der Wiedernutzbarmachung oder Innenentwicklung ermöglicht 
werden kann. 
 
Zu 2: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
Entgegen der Annahme ist die Versorgung der Menschen in unserem Land mit Lebensmit-
teln auf Dauer gesichert. Es sei darauf hingewiesen, dass ein erheblicher Teil der Landwirt-
schaftlichen Nutzfläche in Deutschland der Produktion von Exportgütern, namentlich Rinder- 
und Schweinfleisch, dient. 
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4. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
Zu 3: Die Bedenken werden zurückgewiesen. 
In der Begründung zum B-Plan Ziffer 4.5 und dem Verkehrsgutachten sind die Verkehre 
sowohl im Bestand, verursacht durch Querverkehre der REWE Standorte Hungen und Ros-
bach, sowie die Verkehre des Neustandortes ausgewiesen. 
Erkennbar ist hieraus, dass die Verkehrsbelastungen für die Ortsdurchfahrt Echzell sich 
gegenüber dem Bestand so gut wie nicht verändert, während die Ortsdurchfahrten Wölfers-
heim gegenüber dem Bestand verringert werden. 
Dies trifft auch zu, wenn der derzeitige REWE Logistikstandort Rosbach durch den Discoun-
ter Penny genutzt wird. Die dann durch Penny verursachten Verkehre gehen nicht durch die 
Ortslage Wölfersheim, sondern sind bereits vorher über die A 5 abgeleitet. Dies gilt nicht nur 
für die Anlieferung, sondern auch für die Auslieferung. 
 
 
 
Zu 4: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
Die Gemeinde Wölfersheim hat sich auf der Ebene der verbindlichen Bauleitplanung und im 
Rahmen der dort notwendigen städtebaulichen Abwägung mit den im Rahmen der Beteili-
gungsverfahren vorgebrachten Anregungen der Öffentlichkeit befasst.  
Parallel zum Aufstellungsverfahren des Bebauungsplans hat die Gemeinde Wölfersheim 
eine schalltechnische Untersuchung, eine Verkehrsuntersuchung sowie eine Verkehrssimu-
lation, Bodengutachten, eine archäologisch-geophysikalische Prospektion, eine Natura 
2000-Verträglichkeitsprüfung, eine Artenschutzprüfung, einen Umweltbericht mit integrierter 
Landschaftsbildanalyse sowie zur Vervollständigung des Abwägungsmaterials ein Gutach-
ten zur Lufthygiene und eine Zusatzbewertung Landschaftsbild eingeholt. Parallel zum Auf-
stellungsverfahren wird darüber hinaus primär für den Vollzug eine gutachterliche Stellung-
nahme zu Lichtimmissionen erarbeitet. 
 
Die Gemeinde ist sich der mit dem Vorhaben verbundenen Auswirkungen, die sich insbe-
sondere aus den eingeholten Gutachten und Stellungnahmen ergeben, bewusst. Gleich-
wohl ist sie der Auffassung, dass die Vorteile des Vorhabens für die städtebauliche Entwick-
lung der Gemeinde Wölfersheim und der Region insgesamt gegenüber den negativen Aus-
wirkungen überwiegen. 
 
Aus Sicht der Gemeinde Wölfersheim wurden alle planungsrelevanten Auswirkungen im 
erforderlichen Umfang untersucht um eine sachgerechte Abwägung vornehmen zu können. 
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29. Günther, Dorothea und Klaus-Dieter, Brauhofgasse 13, 61200 Wölfersheim 
(04.05.2019) 
 
 
Beschlussempfehlungen 
 
Zu A 1 bis A 11.: Die Bedenken werden zurückgewiesen (vgl. Musterstellungnahme). 
 
Zu 1.: Die Bedenken werden zurückgewiesen. 
In der Begründung zum B-Plan Ziffer 4.5 und dem Verkehrsgutachten sind die Verkehre 
sowohl im Bestand, verursacht durch Querverkehre der REWE Standorte Hungen und Ros-
bach, sowie die Verkehre des Neustandortes ausgewiesen. 
Erkennbar ist hieraus, dass die Verkehrsbelastungen für die Ortsdurchfahrt Echzell sich 
gegenüber dem Bestand so gut wie nicht verändert, während die Ortsdurchfahrten Wölfers-
heim gegenüber dem Bestand verringert werden. 
Dies trifft auch zu, wenn der derzeitige REWE Logistikstandort Rosbach durch den Discoun-
ter Penny genutzt wird. Die dann durch Penny verursachten Verkehre gehen nicht durch die 
Ortslage Wölfersheim, sondern sind bereits vorher über die A 5 abgeleitet. Dies gilt nicht nur 
für die Anlieferung, sondern auch für die Auslieferung. 
 
Zu 3. Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
Entgegen der Annahme ist die Versorgung der Menschen in unserem Land mit Lebensmit-
teln auf Dauer gesichert. Es sei darauf hingewiesen, dass ein erheblicher Teil der Landwirt-
schaftlichen Nutzfläche in Deutschland der Produktion von Exportgütern, namentlich Rinder- 
und Schweinefleisch, dient. 
 
Zu 4. Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
Der fragwürdige Umgang in unserer Gesellschaft mit Lebensmitteln entzieht sich leider der 
Einflussnahme einer Kommune. 
 
 
 

 

 


